Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/6962 


19. 02. 97 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (1 1 . Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Petra Bläss, Dr. Ruth Fuchs, Gerhard Jüttemann, 
weiterer Abgeordneter und der Gruppe der PDS 
- Drucksache 13/5592 - 


Anpassungsgeld und Knappschaftsausgleichsleistung für Bergleute 
in den neuen Bundesländern 


A. Problem 

Die im Rentenüberleitungsgesetz für ostdeutsche Bergleute vor- 
gesehenen Übergangsregelungen zum Bezug einer Bergmanns- 
vollrente mit vollendetem 50. Lebensjahr sind für Neuzugänge 
zum 31. Dezember 1996 ausgelaufen. Die Antragsteller fordern 
daher gesetzliche Regelungen zum Anpassungsgeld und zur 
Knappschaftsausgleichsleistung, um deren Gewährung für Berg- 
leute in den neuen Bundesländern sicherzustellen. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags. 

Nach mehrheitlicher Auffassung sind die von den Antragstellern 
für Bergleute in den neuen Bundesländern geforderten Rege- 
lungen zum Anpassungsgeld und zur Knappschaftsausgleichs- 
leistung weder sachgerecht noch erforderlich, da dieser Per- 
sonenkreis nach dem Wegfall der Übergangsregelungen Leistun- 
gen nach den allgemeinen rentenrechtlichen Bestimmungen 
erhalte. 


Mehrheit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 

Nach Auffassung der Antragsteller ist es erforderlich, eine Rege- 
lungslücke für einen begrenzten Personenkreis ostdeutscher 
Bergleute, die trotz 25jähriger Untertagetätigkeit die Vorausset- 
zungen für die Knappschaftsausgleichsleistung nicht erfüllen, zu 
schließen. 


D. Kosten 

Keine, da Ablehnung des Antrags. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 13/5592 abzulehnen. 

Bonn, den 19. Februar 1997 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Ulrike Mäscher Manfred Grund 

Vorsitzende Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Manfred Grund 


i. 

Der Antrag auf Drucksache 13/5592 ist in der 
132. Sitzung des Deutschen Bundestages am 18. Ok- 
tober 1996 an den Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung zur federführenden Beratung und an den 
Ausschuß für Wirtschaft zur Mitberatung überwiesen 
worden. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat dem federführen- 
den Ausschuß in seiner Sitzung am 15. Januar 1997 
mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. gegen die 
Stimmen der Gruppe der PDS empfohlen, den An- 
trag auf Drucksache 13/5592 abzulehnen. 

Der federführende Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat den Antrag auf Drucksache 13/5592 in 
seiner 88. Sitzung am 15. Januar 1997 beraten. Er hat 
die Beratung in seiner 89. Sitzung am 29. Januar 
1997 fortgesetzt und abgeschlossen. Der Ausschuß 
hat in dieser Sitzung mit den Stimmen der Fraktionen 
CDU/CSU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Gruppe der PDS be- 
schlossen, den Antrag auf Drucksache 13/5592 abzu- 
lehnen. 

Im Laufe der Ausschußberatungen wurde auch eine 
Petition (Ausschuß-Drucksache 888) behandelt, zu 
der der Petitionsausschuß eine Stellungnahme nach 
§ 109 GO-BT angefordert hatte. Der Ausschuß hat 
dem Petitionsausschuß empfohlen, das Verfahren ab- 
zuschließen, da mit der Ablehnung des Antrags dem 
Anhegen der die gleiche Problematik betreffenden 
Petition nicht entsprochen worden ist. 


II. 

Die Mitglieder der Gruppe der PDS führten aus, daß 
durch das Rentenüberleitungsgesetz Regelungen der 
ehemaligen DDR für den Bezug einer Bergmanns- 
vollrente mit vollendetem 50. Lebensjahr weiter- 
geführt worden seien. Diese Vertrauensschutzrege- 
lung für Bergleute in den neuen Bundesländern sei 
für Neuzugänge jetzt aber ersatzlos zum 31. Dezem- 
ber 1996 ausgelaufen. Für westdeutsche Bergleute 
sei es dagegen möglich, ab dem 50. Lebensjahr 
Anpassungsgeld und daran anschließend eine 
Knappschaftsausgleichsleistung zu beziehen. Hier 
zeige sich eine gravierende Ungleichbehandlung 
von Bergleuten in Ost und West. Mit dem Auslaufen 
der Übergangsregelung sei zu befürchten, daß die 
ostdeutschen Bergleute in die Arbeitslosen- bzw. 
Sozialhilfe abgedrängt würden. Angesichts der der- 
zeitigen Strukturkrise seien auch die Bergleute in 
Ostdeutschland auf eine sozialverträgliche Aus- 
stiegsregelung angewiesen. Die Gruppe der PDS for- 
dere in ihrem Antrag daher gesetzliche Regelungen, 
um die Gewährung des Anpassungsgeldes und der 
Knappschafts ausgleichsleistung auch für Bergleute 
in den neuen Bundesländern sicherzustellen. Es ge- 
he dabei nicht darum, die bisherige DDR-Regelung 
beizubehalten. Die Intention des Antrags gehe viel- 
mehr dahin, eine Regelungslücke für einen eng be- 
grenzten Personenkreis zu schließen. Es handele sich 
dabei um diejenigen, die 25 Jahre unter Tage gear- 
beitet hätten, für die die bisherige Vertrauensschutz - 
regelung aber nicht mehr gelte. Dieser Personenkreis 
falle durch das Auslaufen der Vertrauensschutzrege- 
lung ins Nichts. 
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Die Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU verwiesen 
darauf, daß das Anpassungsgeld eine Sonderleistung 
zur sozialen Flankierung des Umstrukturierungspro- 
zesses im Steinkohlenbergbau (Braunkohlentiefbau) 
sei. Zur sozialen Abfederung der Umstrukturierung 
in Ostdeutschland sei das Altersübergangsgeld ein- 
geführt worden. Damit sei auch der Anpassungspro- 
zeß im Bergbau Ostdeutschlands insbesondere für 
die älteren Arbeitnehmer sozial abgefedert worden. 
Da dieser Prozeß weitgehend abgeschlossen sei, be- 
dürfe es keiner Regelung zum Anpassungsgeld. Der 
Wegfall der Übergangsregelungen zur Bergmanns- 
vollrente führe im übrigen nicht dazu, daß es an einer 
rentenrechtlichen Absicherung für 50jährige und 
ältere Bergleute in Ostdeutschland fehle. Es gebe 
keine Ungleichbehandlung der Bergleute in Ost und 
West, da nunmehr gleiches Recht für alle gelte. Es 
könne auch nicht die Rede davon sein, daß die Berg- 
leute in den neuen Ländern ins Nichts fielen, da für 
sie die allgemeinen rentenrechtlichen Regelungen 
gelten würden. Der Antrag werde abgelehnt, da die 
geforderte Regelung weder systemgerecht noch er- 
forderlich sei. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD wiesen darauf 
hin, daß das Anpassungsgeld der sozialen Absiche- 
rung der Bergleute diene, die von den Strukturver- 
änderungen im Steinkohlenbergbau betroffenen 
seien. Eine Ungleichbehandlung von Bergleuten in 
Ost und West gebe es nicht, weil man bei diesen 
Regelungen ausdrücklich nur den Steinkohlenberg- 
bau im Blick gehabt habe. Im übrigen bemängelten 
sie, daß zu den finanziellen Auswirkungen der gefor- 
derten Ausweitung des Anpassungsgeldes und der 
Knappschaftsausgleichsleistung im Antrag der Grup- 
pe der PDS nichts gesagt werde und auch ein 
Kostendeckungsvorschlag fehle. Im übrigen zeige 
sich beim Wegfall der Übergangsregelungen die 
generelle Problematik, die mit allen Stichtagsrege- 
lungen verbunden sei. Bei diesen Regelungen bleibe 
es nicht aus, daß es immer Personen gebe, die den 
Stichtag knapp verfehlten und dies als Benachtei- 
ligung empfänden. Im Ergebnis lehnten sie den An- 
trag ab, da angesichts der bestehenden Rentenrege- 


lungen eine Regelungslücke für die ostdeutschen 
Bergleute nicht erkennbar sei. 

Die Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN stellten eingangs die Frage, wie groß der betrof- 
fene Personenkreis sei, den die Gruppe der PDS mit 
ihrem Antrag im Auge habe. Im übrigen bezweifelten 
sie angesichts der bestehenden rentenrechtlichen Re- 
gelungen das Vorhandensein einer Gesetzeslücke. 
Zudem befürchteten sie, daß die von der Gruppe der 
PDS geforderte Ausdehnung der bisherigen Regelun- 
gen für den Steinkohlenbergbau auf andere Bergbau- 
bereiche unabsehbare finanzielle Folgen haben wer- 
de. Eine solche Ausdehnung auf andere Bereiche ha- 
be nicht nur für Ost-, sondern auch für Westdeutsch- 
land weitreichende Konsequenzen. Darüber hinaus 
vermißten sie im Antrag konkrete Formulierungs Vor- 
schläge zur Änderung bzw. Ergänzung der gesetz- 
lichen Bestimmungen sowie Aussagen über die mög- 
lichen Auswirkungen entsprechender Regelungen. 
Die Gruppe der PDS mache es sich außerdem sehr 
leicht, wenn sie versuche, mit ihrem Antrag Bergleute 
in Ost und West gegeneinander auszuspielen. Ihre 
Fraktion lehne den Antrag daher insgesamt ab. 

Die Mitglieder der Fraktion der F.D.P. hoben hervor, 
daß die Gruppe der PDS mit ihrem Antrag den Ein- 
druck erwecken wolle, daß es eine Ungleichbehand- 
lung der Bergleute in den neuen und den alten Län- 
dern gebe. Eine Ungleichbehandlung wäre selbstver- 
ständlich nicht hinnehmbar. Gerade beim Anpas- 
sungsgeld sei es aber nicht zutreffend, von einer Un- 
gleichbehandlung zu sprechen. Hier handele es sich 
nämlich um eine staatliche Sonderleistung für Berg- 
leute, die als befristete soziale Abfederung der Um- 
strukturierung im Steinkohlenbergbau eingeführt 
worden sei. Diese Regelung habe für die ehemalige 
DDR faktisch keine Bedeutung, da der Steinkohlen- 
bergbau dort bereits vor zwanzig Jahren aufgegeben 
worden sei. Im übrigen sei eine soziale Benachtei- 
ligung nicht zu erkennen, da ostdeutsche Bergleute 
nach dem Wegfall der Vertrauensschutzregelung 
Leistungen nach den allgemeinen Vorschriften des 
Sozialgesetzbuches erhielten. Sie lehnten daher den 
Antrag ab. 


Bonn, den 19. Februar 1997 


Manfred Grund 

Berichterstatter 
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